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Rufßlands gelenkte Demokratie

Das Tandem Putir£—lMedwedj EW

In Rufsland eıtete die Annahme eıner demokratischen Verfassung 1m Dezember
1993 eıne GG Ara e1N. och bald stellte sıch heraus, da{ß die praktısche Umsetzung
der Regeln nıcht den Intentionen der Verfassungsväter entsprach. Di1e Kluft
zwiıischen Verfassungsnorm un: VerfassungspraxI1s weıtete sıch ber dıe etzten
zehn Jahre hın immer mehr AU.  N Dıies vab Anla{fß 7A00 Prägung VO Begriffen, 1n de-
TE sıch diese Tendenz plastisch wıderspiegelte. Groöfßte Verbreitung tand die „SC
lenkte Demokratie“; diesen Begriff lancıerte eın russıscher Publizist Begınn der
Präsiıdentschaft Wladıimir Putıins 1n der Pressel. Di1e Formel behielt ıhre Aktualıtät
ber die Wahl Dmautry) Medwedjews zZu Präsıdenten 1mM März 2008% hınaus. Ergan-
zend kam die SOYENANNLE „ Tandemdemokratie“ 1ın Mode, womıt auf die CHE poli-
tische Doppelspitze un!: zugleich auf die anhaltenden Demokratiedefizite ANSC-
spielt wurde

Im Kern geht CS bel der „gelenkten Demokratie“ WI1Ie be]1 den ähnlich ZemunZ-
ten Begriffen der „sımulıerten“ oder „imıtıerten Demokratie“ darum, mıiıt Kritik
und Häme herauszustellen, da{fß demokratische Einrichtungen un Verfahren W1e€e
Wahlen un: ein Parlament ZWAar weıter bestehen, jedoch strikter Kontrolle VO

oben unterworten sınd Di1e Folge davon ST da{ß 6S keinen freien un! offenen
Parteienwettbewerb o1bt und der öffentliche Raum für Politik außerst eingeengt 1St
Da sıch diese Verhältnisse 1n der zweıten Präsiıdentschaft Putıins och verschärften,
wurde CS kritischen Beobachtern üblıch, den Begriff der Demokratie auf-
zugeben un!: VO  - einem „autorıtären“ un: selbst „autokratıschen“ System SPIE-
chen

In diesem Beıtrag soll ausgelotet werden, der beabsichtigte Autbruch 1n
die Demokratie 1m postsowjetischen Rufßland weıtgehend mißglückte. Darüber
hiınaus interessıert, welche Grundmerkmale eine „gelenkte Demokratie“ auszeıich-
NenNn un ob der Präsiıdentschaft Medwedjews Chancen für eine Gi16 Welle der
politischen Liberalisierung bestehen. Die 1jer VOTSCHOINMEN Analyse 1St einem
systemımmanent kritischen Ansatz verpflichtet. Er zielt darauf ab, die einzelnen
Ursachen un: das Ausmaf des Auseinanderklaffens OIl Verfassungsnorm un:
Verfassungspraxis erhellen. Ins Blickfeld rücken dabe]l auch die Hypotheken der
Sowjetzeıt SOWI1Ee die Vıisıonen un Modelle, denen sıch dıe tührenden politischen
Akteure des Umbruchs Orlentlierten.
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Die Schwierigkeiten des Systemwechsels sollen anhand der Entwicklungsdyna-
mık während der Präsıdentschatten Jelzins un: Putins aufgezeigt werden. Vor allem
sınd dıe Bruchstellen zwıschen den Provısorıen unter Jelzin un der Institutionali-
sıerung des Autoritarısmus Putın ıIn den Blick nehmen. In einem weıteren
Schritt werden die Wınkelzüge un: die VO Putın selbst benannte „Handsteue-
rung“ der „Operatıon Nachfolger“ beschrieben, die den Übergang VO Putıins
nozentrischem 5System dem „Tandem Putın Medwedjew“ Zzu Gegenstand ha-
ben Die dabe] ZUuU beobachtenden Vorgänge ıllustrieren einem Lehrstück gleich die
typıschen Merkmale der „gelenkten Demokratie“. Zuletzt werden die Mechanis-
1LE der gegenwartıgen kollektiven Führung beleuchtet und Szenarıen erortert, die
A4US dem Tandem W1e€e überhaupt A4US der „gelenkten Demokratie“ herausführen
könnten.

Verfassungskampf un: Fehlstart in die Demokratie
der Präsiıdentschaft Jelzıns

Za den gröfßten Hındernissen eım Start 1ın eın demokratisches Regierungssystem
xehörte, da{ß CS den polıtischen Eliten keinen Konsens ber eıne CA1CG Verfas-
sungsordnung vab In dem Kampft ber die jeweıils erstrebte Vorherrschaft VO 1e-
oislatıve un: Exekutive blockierten sıch der damalige „Volksdeputiertenkongrefß“
des russıschen Gliedstaates un der VO olk direkt vewäahlte russısche Präsıdent
Borıs Jelzin gegenseıt1g. Aus der Sackgasse der „Doppelherrschaft“ führte CrKST. die
gewaltsame Auflösung des Parlaments 1mM Oktober 993 heraus2. Diese Inıtıatıve
wurde wıederum für die Kräfte einem Menetekel, dıe doch auf ftriedliche Weıiıse
die Demokratie hatten eintühren wollen. Zusätzliche Verwirrung stiftete der Um-
stand, da{ß die alte Sowjetverfassung Ende der vielfach verändert un: da-
her für die Steuerung des Staatsschiffs untauglich vgeworden W Aafrl. Neue Modelle un:
Kommıiss1ionen ZUT Ausarbeitung eıner Verfassung vab CS zuhauf. Auferdem Oorlen-
tıerte INa sıch den Reformen, dıie W1€ die Eınführung eıner Präsidentschaft
Ler Miıchail Gorbatschow spaten un: unwırksamen Ehren gekommen
Wiährend die 1m Strudel der autbrechenden natıonalen Emanzıpationsbe-

unterg1ing, oriffen die Führungen der Nachfolgestaaten begier1g ach
dem Modell eıner starken Präsıdentschaft, 1ın der S1C die wichtigste Voraussetzung
tür eınen stabılen Staat un: erfolgreichen Systemwechsel erblickten.

uch 1ın Ruftland wurde Z7WeE] Monate ach der gewaltsamen Auflösung des Parla-
1mM Dezember 1993 eıne Verfassung verabschiedet, die auf den ersten Blick eiıne

erhebliche Konzentratıiıon der Macht beim Präsidenten aUSWIEeS. Der tranzösıische
Verfassungsjurist Patrıce Gelard meınte, da{ß die (D russısche Verfassung K Z 50
Prozent AaUus ftranzösıscher konstitutioneller Inspıratıon, 3() Prozent AUS$ amerı1ıkanı-
scher Inspıiratiıon un Prozent AUS$S ımper1alem russischen Erbe“ bestünde.

308



Ruflands gelenkte Demokratie

In Rufsland wurde die (1 NS Verfassungsordnung unterschiedlich eingeschätzt.
Wiährend 6S politischen Akteuren üblich wurde, s1e als eın „präsıdentielles“
5System D bezeichnen, einzelne russische Verfassungsjuristen ebenso W1€
westliche Experten der Auffassung, da{fß 65 sıch eın sem1-präsıidentielles oder
präsıdentiell-parlamentarisches Mischsystem handele. P diesen Interpreten Zzählt
auch Walerij Sorkin, der Vorsiıtzende des Russıschen Verfassungsgerichts, der
die Modellierung der russıschen Verfassung Vorbild der Verfassung der Fünftften
Französıischen Republik hervorhob. Anlä(ßlich des Geburtstages der russıschen
Verfassung Dezember 2008 wurden diese Einschätzungen wıederholt*. Be]l
der Gelegenheıit erinnerte der Verfassungsautor un!: Staatsrechtler Serge] Schachra)
daran, da{ß INanl 1MmM Zug der Verfassungsgebung eın Mischsystem VOT Augen hatte
un:! keineswegs „eıne starke Präsıdentschaft“ errichten wollte®.

In der Verfassungswirklichkeit behauptete sıch jedoch dieser Ziel-
SETZUNG VO Anfang eıne außerst starke Präsiıdentschaft, eıne Art VO „Super-
präsıdentialismus“, W1e€e Ian das Regiment Borıs Jelzins bald Nannte Dabe] wırkte
sıch VOT allem die Tatsache AaUs, da{ß die NEeCUECN Einrichtungen Jenseıts aller Verfas-
sungsphılosophien unmıttelbar AaUus den sowjetischen staatliıchen Urganen heraus-
wuchsen. Dıie Amtsträger CHE  ten durchwegs der kommunistischen
Nomenklatura un:! brachten daher sowjetische autorıtäre un: technokratische
Denkgewohnheiten mıt, die nıcht der Verftfassungsordnung paßsten. (Gsanz
besonders W al Borıs Jelzin, Rußlands demokratischer „Gründerpräsident“ un
VOI viele Jahre lang kommunistischer Gebietsparteisekretär, mıiı1t den unterschied-
lıchen Einflüssen un: Herausforderungen des Umbruchs konfrontiert®. Dazu
gehörten sowjJetische Mentalıtäten, Erfahrungen mıt einem kruden Parlamen-
tarısmus un: einem embryonalen Parteiensystem SOWIl1e mıiıt unvorhersehbaren dra-
matıschen Begleitumständen der „Wiedergeburt“ Rufßslands. Vor diesem Hınter-
orund WAar mıt seınen Mıtstreıtern davon besessen, ein 5System mıt
starker Exekutive errichten. Aus diesem Wunsch heraus deutete die Jelzın-
Führung die CU«C Verfassungsordnung als „präsıdentielles“ System un: verstand
darunter eıne Hegemonıie des Präsıdenten gegenüber allen anderen Staatsorganen.

Ungeachtet dieser einseıtigen Auslegung als präsıdentielles 5System halt die
NOMMECNE Vertfassungsordnung ındessen viele Optionen offen und eıgnet sıch
durchaus für eıne moderne Parteiendemokratie be] gleichzeitiger Respektierung einer
herausgehobenen Posıtion des Präsıdenten. In der Verfassungspraxı1s hat jedoch das
Kokettieren mı1t dem „Präsıdentialismus“ die tatsächliche Herausbildung elines AUTLO-
rıtären Systems begünstigt un zugleich die Entwicklung eiıner demokratischen Infra-
struktur beeinträchtigt. Aufßerdem behauptete sıch die Vorstellung, dafß die Regıe-
Lung 11UT eın nachrangiges Durchführungsorgan sel, eıne Art „Wırtschaftskabinett“
SANZ ach sowJetischem Muster. Hıngegen wurden der 1n der Vertassung verankerten
dualen Exekutive und damıt einer durchaus politischen Raolle der Regierung zuLl
W1e keıine Beachtung gezollt. Di1e sem1-präsidentielle Verfassungslogik kam nıcht 706
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Iragen. 7u den mafßgeblichen Ursachen dieser Entwicklung gehörte, da{ß der VO

Vertassungskampf traumatısıerte Jelzın ebenso W1€e seine „Jungretformer“ zuallererst
danach strebten, dem Präsıdenten den Weg eıner raschen Iranstormatıion 1ın Rich-
Lung Marktwirtschaft treizuschlagen. SO $afßSte das Mißverständnıis VO der Ner-
fassungsordnung als eiınem „präsıdentiellen System“” rasch Fufß Überhaupt W ar Jel
Z71NS Verständnıiıs VO Demokratie vowlegend auf die Einführung der Marktwirtschaft
ausgerichtet. Wiährend sıch die „Jungreformer“ 1m emokratischen ABC besser AaUS-

kannten, hıelten auch S1Ce den raschen Übergang TAUBE Marktwirtschaft für vorrangıg
un befürworteten schon deswegen einen starken „Präsıdentialismus“

Be!l der bewufßt einseıtigen Verfassungsauslegung dıe Schwäche der politi-
schen Parteien un:! die ererbte obrigkeitsstaatliche Kultur hiltreich. So verteidigte
Jelzin seın „präsiıdentielles“ Verständnıiıs der Verfassung schon 1m Spätherbst 1993

„Aber W AsSs wollen S1e? In eiınem Land, das /Zaren un Führer gewÖhnt ist; in eiınem
Land, ın dem sıch keine klaren Interessengruppen herausgebildet haben, in dem dıe JTräger
der Interessen nıcht bestimmt siınd, sondern gerade TSLT normale Parteıen ın der Entstehung
begriffen sınd; 1n eınem Land, in dem der Rechtsnihilismus überall Hause 1st wollen S1e
1n einem solchen Land das Hauptgewicht allein oder 1ın ETSTGT Linıe auf das Parlament legen?Margareta Mommsen  Tragen. Zu den maßgeblichen Ursachen dieser Entwicklung gehörte, daß der vom  Verfassungskampf traumatisierte Jelzin ebenso wie seine „Jungreformer“ zuallererst  danach strebten, dem Präsidenten den Weg zu einer raschen Transformation in Rich-  tung Marktwirtschaft freizuschlagen. So faßte das Mißverständnis von der Ver-  fassungsordnung als einem „präsidentiellen System“ rasch Fuß. Überhaupt war Jel-  zins Verständnis von Demokratie vowiegend auf die Einführung der Marktwirtschaft  ausgerichtet. Während sich die „Jungreformer“ im demokratischen ABC besser aus-  kannten, hielten auch sie den raschen Übergang zur Marktwirtschaft für vorrangig  und befürworteten schon deswegen einen starken „Präsidentialismus“  Bei der bewußt einseitigen Verfassungsauslegung waren die Schwäche der politi-  schen Parteien und die ererbte obrigkeitsstaatliche Kultur hilfreich. So verteidigte  Jelzin sein „präsidentielles“ Verständnis der Verfassung schon im Spätherbst 1993:  „Aber was wollen Sie? In einem Land, das an Zaren und Führer gewöhnt ist; in einem  Land, in dem sich keine klaren Interessengruppen herausgebildet haben, in dem die Träger  der Interessen nicht bestimmt sind, sondern gerade erst normale Parteien in der Entstehung  begriffen sind; in einem Land, in dem der Rechtsnihilismus überall zu Hause ist — wollen Sie  in einem solchen Land das Hauptgewicht allein oder in erster Linie auf das Parlament legen?  ... Jede Zeit hat ihr eigenes Machtgleichgewicht in einem demokratischen System. Heute  @z  schlägt in Rußland dieses Gleichgewicht zugunsten des Präsidenten aus.  Jelzins zutreffende Einschätzung der Schwäche der politischen Parteien erfolgte  noch vor den ersten Dumawahlen. Diese ergaben im Dezember 1993 völlig unüber-  sichtliche Kräfteverhältnisse. Dem Präsidenten fehlte eine parlamentarische Mehr-  heitspartei als Machtbasis und als Personalreservoir, als die Regierungsbildung an-  stand. Er zog es daher vor, ein Präsidialkabinett aus Technokraten zu berufen®.  Dieses Muster einer Regierungsbildung ohne Berücksichtigung der parlamenta-  rischen Mehrheitsverhältnisse machte Schule. Es wurde noch immer praktiziert,  als Präsident Putin längst über verfassunggebende Zweidrittelmehrheiten der  Kremlparteien verfügte. Dies zeigt, daß sich die politischen Führungen den Grund-  voraussetzungen einer modernen Parteiendemokratie hartnäckig verschlossen. Da-  durch wurde die Entwicklung der Parteien und das Entstehen politisch verantwort-  licher Kabinette nachhaltig behindert. Die demokratischen Einrichtungen hatten so  einen denkbar schlechten Start.  Vor dem Hintergrund schwacher Parlamente und politisch farbloser Minister-  kabinette entwickelte sich die Präsidialadministration zu einer „Regierung“ im ei-  gentlichen Wortsinn®. Generell war von Anfang an die Meinung vorherrschend,  daß sich die Regierung vorrangig mit Wirtschaftsfragen, die Administration jedoch  mit der Politik des Landes zu beschäftigen habe. Dies entsprach der typisch sow-  jetischen Trennung zwischen der auf „Verwaltung“ beschränkten Tätigkeit der  staatlichen Organe und den die Politik gestaltenden höchsten Parteiorganen. Die  Kontinuität zwischen Sowjetsystem und postsowjetischer „Demokratie“ war ekla-  310Jede eıt hat ıhr eigenes Machtgleichgewicht in eiınem demokratischen System. Heute

cschlägt in Rufsland dieses Gleichgewicht ZUgUNSIEN des Präsidenten AaUS

Jelzıns zutreffende Einschätzung der Schwäche der politischen Parteiıen ertolgte
och VOT den ETStcH Dumawahlen. Diese ergaben 1mM Dezember 1993 völlıg unüber-
sichtliche Kräfteverhältnisse. IIem Präsıdenten tehlte eıne parlamentarische Mehr-
heıtsparte1 als Machtbasıs un:! als Personalreservoıir, als die Regierungsbildung
stand. Er ZO9 CS daher VOI,; ein Präsidialkabinett A4AUS Technokraten beruten®.
Dieses Muster einer Regierungsbildung ohne Berücksichtigung der parlamenta-
rischen Mehrheitsverhältnisse machte Schule. Es wurde och ımmer praktızıert,
als Präsident Putın längst ber verfassunggebende 7Zweidrittelmehrheiten der
Kremlparteien verfügte. Dies zeı1gt, da{fß sıch die politischen Führungen den Grund-
VOraussetzZungen eıner modernen Parteiendemokratie hartnäckıg verschlossen. [)a-
durch wurde die Entwicklung der Parteıen un: das Entstehen politisch verantwort-

licher Kabinette nachhaltıg behindert. Die demokratischen Einriıchtungen hatten
eınen denkbar schlechten Start.

Vor dem Hıintergrund schwacher Parlamente un politisch tarbloser Mınıiıster-
kabinette entwickelte sıch die Präsidialadministration eıner „Regierung“ 1mM e1-
gentlichen Wortsınn ?. Generell WAaT VO Antang die Meınung vorherrschend,
da{fß sıch die Regjierung vorrangıg m1t Wırtschaftstfragen, die Admuinıstration jedoch
mıt der Politik des Landes beschäftigen habe Idies entsprach der typısch SOW -

jetischen Irennung 7zwischen der auf „Verwaltung“ beschränkten Tätigkeit der
staatlıchen Urgane un den die Politik gestaltenden höchsten Parteiorganen. Die
Kontinultät 7zwischen SowjJetsystem un: postsowjetischer „Demokratie“ W al ekla-
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AI IDDenn tatsiächlich EKArL die Präsidialadministration 1n vieler Hiıinsıicht das Erbe
des mächtıigen Sekretarıiats des Zentralkomitees der d während die GE

Regierung hingegen das nıederrangıge sowjJetische Ministerkabinett beerbte!9.
Dazu pafßte CD da{fß sıch dıe eCu“s politische Führung durch eın technokratisches

Selbstverständnıis auszeichnete. So sprach sıch der langjährıige Regierungschef Vık-
LOr Ischernomyrdın och Anfang 996 1mM Zusammenhang mMi1t eıner Regierungs-
umbiıldung dafür AaUS, da{fß das Kabinett AUS „Fachleuten“ (professional'y) bılden
sel,; da CS seiner Meınung ach eın polıtisches UOrgan se111. Als Ischernomyrdın
Anfang 1998 jedoch mehr Selbständigkeit und Interesse der Nachfolge des Prä-
sıdenten zeıgte, sah Jelzin die elt für dessen Ablösung gekommen. Er begründete
die Entlassung der Regierung

- Das Land raucht 1ne HELE Mannschafrt. Die Kabinettsmitglieder mussen sıch mehr auf
diıe Entscheidung konkreter Fragen konzentrieren un sıch wenıger ur Politik kümmern.“

ST mıiıt der Regierung Primakow, die VO September 1998 bıs Maı 1999 währte
und VE dem Hıntergrund der Wırtschafts- un: Finanzkrise zustandegekommen
WAal, Lat sıch vorübergehend eın Bruch mıt >  jenen enk- un: Verhaltensgewohn-
heıten auf Erstmals kam auch das sem1-präsidentielle Verfassungsdesign ZA 06 Ira-
sCcH Der designierte Ministerpräsident Jewgenı Primakow erhielt eıne breite Ya
stımmung in der Duma, un versuchte seınerseıts, 1n eigener Regıe un auf der
Grundlage der parlamentarıschen Kräfteverhältnisse eıne taktische Koalitionsregie-
LUNS bılden. Wäiährend seıner Regijerungszeıt bufßte die Präsıdialadministration
prompt ıhre domiıinıerende Rolle gegenüber dem Ministerkabinett ein. uch Jelzin
verlor deutlich politischer Statur un se1n berühmt-berüchtigtes Kaderkarussell,
MI1t dem ımmer wıeder eiıne Machtbalance 7wischen den verschıedenen Urganen
der Fxekutive herzustellen versuchte, oriff diesmal nıcht !®

Primakow wurde jedoch bald Serge) Stepaschıin und dieser Wladimir
Putın als Premıierminister ausgetauscht, denn das Amt des Premierministers muf{fßste
für den VO dem iıntormellen Machtkartell der „Kremlfamıilie“ ausgesuchten Nach-
tolgekandıidaten Jelzins freigemacht werden. Nach dem ylücklosen Zählkandidaten
Stepaschın rückte 1m August 1999 Wladımır Putın als der zuletzt auserkorene Kan-
didat ZUE Ministerpräsiıdenten auf. Putın W ar damals Leıiter des Nachfolgeorgans
des KGB (FSB) und Sekretär des Sıcherheitsrats. Er brachte eiıne 17jährige Beruts-
erfahrung 1mM KGB 1n se1n Amt e1n, das 11UT wenı1ge Monate spater
dıe Präsidentschaft austauschte. Nachdem Jelzın ZUuU Jahresende 1999 vorzeıtig
zurückgetreten W adl, rückte Putın automatısch 1ın den Kang eınes „geschäftsführen-
den  CC Präsiıdenten auf. Von da A4aUS Wl C eın Leichtes, den Sıeg 1n den Präsıdent-
schaftswahlen 1mM März 27000 heimzutragen *“.

Das polıtische 5System, das sıch 1ın der Ara Jelzin herausgebildet hatte, bestand
aufs gesehen AaUuUs einem wechselnden Mıx demokratischer, autorıtärer und
archischer Elemente. Eın herausragendes Merkmal lag 1n seiınem oleichzeitigen
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oligarchischen Charakter, der auf dıe wachsende Vorherrschaft intormeller Macht-
7zırkel AUS hohen Staatsbeamten un den als „Oliıgarchen“ bezeichneten Nrt-
schaftskapıtänen der privatısıerten Staatsunternehmen zurückzuführen W AaTl. Unge-
achtet dieser Entwicklungen, die eıner öffentlichen Kontrolle der polıtischen
Führung Abbruch Jelzın ein1gE demokratische Essentials erhal-
ten geblieben, gewaltenteıilige Mechanısmen 1mM Verhältnis VO Legislative und
Exekutive un VO Zentrum un Regionen. uch Medienvieltalt un:! Meınungs-
treiheıit gehörten den Errungenschaften der Jelzin-Jahre. Im Urteıl der meısten
Politologen oing deshalb das polıtische 5System Jelzin och als eine „defekte
Demokratıe“ durch®?>. Eıner ıhrer auffälligen un nachhaltıgen „Defekte“ bestand
1n dem manıpulıerten Machttranster auf Jelzıns Nachtolger Wladimıir Putıin.

Putıins „gelenkte Demokratie“ un die „Vertikale der Macht“

Putın übernahm VO seinem Vorganger die Auslegung der Verfassungsordnung als
„präsidentielles System un: die Tendenz, die politischen Entscheidungsprozesse
1n iıntormelle oligarchische Kreıise verlagern. Er verfolgte auch dıie VO  - Jelzins
„Jungdemokraten“ eingeschlagenen lıberalen wirtschaftspolitischen Zielsetzungen.
Er zeıgte jedoch eın Verständnıis für die Jelzın intakt gebliebene Gewalten-
teilung un: für treie Medien. (3anz 1mM Gegenteıl SEr ZITE alles daran, die vertikale
W1e€e horizontale Gewaltenteilung 1ab7zubauen. Die freıen Medien wurden stark e1IN-
geschränkt. Putıns „Präsidentialismus“ un die angestrebte Errichtung eıner „Ver
tikale der Macht“ WAar MI1t Vetoakteuren unvereinbar!®©. Die langen Arbeitsjahre 1m
KGB hatten Putın offenkundig weltaus stärker als Jelzin mi1t der sowjetischen
Denkweıse, alles Kontrolle halten, epragt.

ach un ach wurde Jelzıns „defekte Demokratie“ un das 1n den 990er Jahren
entstandene System eıner polyzentrisch aufgesplitterten Macht ZUgunsten einer
penıbel „gelenkten Demokratie“ miıt straffer „Machtvertikale“ abgelöst. Eın VO

ben kontrolliertes un ımmer wıeder pCI „Handsteuerung“ adjyustiertes Regıme
SOrgLE dafür, da{fß der Ausgang VOINN Wahlen für die polıtısche Führung ohne jedes
Rısıko W aT. Allerdings blieben die demokratischen Institutionen un Verftahren
erhalten. Dıies diente jedoch 1Ur dazu, die taktısche Aushöhlung des Verfassungs-
Ta bemänteln. Vor diesem Hıntergrund kamen dıe Begriffe „sımulıerte“ und
„imıtıierte“ Demokratie in Mode

Die Zustimmung Putın belief sıch 1n se1iner zweıten Amtszeıt konstant auf yAÄ®
bıs o Prozent der 1ın Umfragen ermuittelten Meınung der Bevölkerung. Es entstand
der Eindruck, da{ß alleın der Spiıtze der „Vertikale“ die staatlıche Macht
verkörperte. Russısche Soziologen sprachen VO einem „monozentrischen“
System, westliche Ruflandexperten VO eınem „plebiszıtären Autoritarısmus“
Zum Regıme gehörte eın handverlesenes Führungspersonal: Putın holte se1ne Miıt-
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streıter A4US den Kreısen se1iner Kollegen 1m Jurastudium un:! den Arbeıtskollegen
1m KG  v> Letztere erhielten ıhrer besonderen Nähe ZUr Verwaltung des
staatlıchen Gewaltmonopols die Bezeichnung als „Sılowikı“ Putın verteılte die A4AUS

Zzanz verschıedenen Subkulturen stammenden politischen Mıtstreıter auf die höch-
sten staatlıchen Posten un! SELTZEE dadurch unterschiedliche Akzente. Diese deute-
en bald mehr 1ın eıne „lıberale“ Rıchtung, bald mehr 1ın Rıichtung eines A aw and
Order“- Staates. So erhielt der „lıberale Jurıist” Dmuitry) Medwedjew dıe Leıtung der
Admıinistratıon übertragen und Michail Fradkow, eın tarbloser Apparatschık mı1t

Kontakten den „Sılowıikı“, den Vorsıtz der Resierung .
Empirische soziologische Untersuchungen wıesen eıne umfassende un e-

matısche Heranziehung VO  - Vertretern aUus den Siıcherheitsorganen un AUS dem
Miılıitär nach 18 [)as (mülS polıtische Personal entsprach den iıdeologischen
Ziellinıen des Regimes. Sıe yipfelten 1n der Wıedererrichtung Rufslands als starkem
Staat un als bedeutendem Akteur 1n der Weltpolitik. Dieser Irend kam 1ın der Be-
völkerung Q uch die vorwıegend den boomenden ÖOlpreisen auf den Welt-
märkten verdankende wirtschaftliche Erholung un die ermöglıchte Steige-
rung des allgemeınen Lebensstandards wurden honoriert. Der plebiszıtäre
Autoritarısmus des Regimes beruhte mafßgeblich auf diesen Faktoren.

Za den auffälligen Merkmalen VO Putıns „Vertikale der Macht“ gehörte die
Schaffung Institutionen un die Umbildung der Verfassungseinrichtungen.
So verlor der Föderationsrat seıne unter Jelzın herausragende Stellung als parlamen-
tarıschem Vetoakteur. FEın Novum W alr die Einführung der „Bevollmächtigten
Vertreter des Präsıdenten“, des konsultatiıven „Staatsrats“ un einer ebenso 11UT

beratenden „Gesellschaftskammer“ Letztes Glied be1 der Strattfung der Vertikale
ıldete die Abschaffung der diırekten Volkswahl der (‚ouverneure L Die inst1tut10-
nellen Neuerungen wıdersprachen durchweg den Vertassungswerten der Gewal-
tenteilung un der demokratischen Repräsentation.

Darüber hinaus wurden die politischen Parteıen, dıe Massenmedien und das Par-
lament 1n die „Vertikale“ test integriert. Die umfassende Steuerung der Vertikale CI -

tolgte durch den Präsidenten und seıne Admıinıistratıon. Ihr arbeiten dıe „Polittech-
nologen“ als Politikberater un professionelle Propagandısten des Regimes D

Hıer werden dıe Gesetzesvorlagen und präsıdentiellen Erlasse vorbereıtet un! jer
wırd die Tätigkeıt der Regierung überwacht. Di1e Präsidialadministration steht
der Spıtze der „Vertikale“ Problematisch erscheınt, da{fß die allmächtige Behörde
miI1t ihren ber 2000 Beamten eiıner gesetzlichen Grundlage entbehrt un:! sıch jeder
demokratischen Kontrolle entzieht.

Hın un!: wıeder werden diese Verhältnisse VO Regimekritikern scharf gegeißelt,
VO SemJon Nowoprudskıj 1n der Wrem]Jja Nowoste) 1mM Maı 27008

„Im heutigen Rufßland 1st das Parlament keın wirkliches Parlament, die Regjierung 1st
schon lange keine wirkliche Regjerung mehr, hıngegen verfügt die Präsidialadminıistration
schon selt Jahren über die reale Macht, AaNSTatt als blo{(ß technısche Kanzlei dienen.

313



Margareta Mommsen

Der Soziologe Lew Gudkow trieh die Kritik och weıter. Er meınte, da Legisla-
t1ve un: Exekutive VO Krem!] abhängıe seıen, handle 6S sıch „UIN eıne Abschot-
Lung der Willkürherrschaft, eıne Rückkehr dem archaischen Modell \ O

“21'nıfizierter un autokratischer Macht
Be1l der offenkundig in Präsıdent Putın personifizierten autokratischen Macht

handelt CS siıch allerdings 11UT die Aufßentassade des Regimes. Demgegenüber
besteht dessen intransparente Innentassade A4AUS eiıner Oligarchıe intormeller Grup-
pCIlL, ın der „wen1ge ranghohe Beamte un Großunternehmer das dagen haben“, W1e€e
dıe Soz1i0logın Olga Kryschtanowskaja urteilt22. Putins Autorität gründet also
nıcht alleın auf der Vertikale, sondern auch auf seiner Raolle als effiz1ientem Modera-
LOr innerhal des inoftfftiziellen Machtkartells, der SOogenannten Kremloligarchie. In
beıiden Fällen kommt Putın selne VO  ' den Medien sorgfältig gelenkte Popularıtät 1ın
der Bevölkerung ZUgute. In Anbetracht der einz1ıgartıgen Funktion Putıns als
Scharnıier 7zwischen dem oligarchisch un: dem autokratisch verfaßten eıl des
Systems WTr e1in Machttranster auf eiınen anderen Akteur aum vorstellbar. Diese
Zäsur rückte jedoch MI1t dem Ende der zweıten Amtszeıt Putıins 1mM März 27008
aufhaltsam heran.

Der ‚handgesteuerte”‘ Übergang V Monozentrismus
ZUuU „Tandem Putın Medwedjew“

Um den Übergang VO 5System Putın der kollektiven Führung VO Putın un
Medwedjew, dem politischen „Tandem bewerkstelligen, bedurfte CGS ın
der Tat einer komplizıierten „Handsteuerung“ des politischen Prozesses. Putın
nNnannte mıtten 1n der schwierigen „©peratıon Nachtolger“ die ‚ Handsteuerung”
das Prinzıp, das och weıtere 15 bıs Jahre Rufßlands System bestimmen mUuSsse,
bevor dieses „automatısch“ tunktionıeren könne®. Miıt diesen sibyllinıschen Wor-
ten 7ielte auf das mutmaß liche Ende der ‚Lenkung“ un:! die Hinwendung e1-
SE gelebten Verfassung.

Die vielen Wınkelzüge un Improvisationen be] der Abwicklung der „Operatıon
Nachfolger“ ent  ten jedenfalls dem Werkzeugkasten tür die „Handsteue-
“  rung Der chriıtt der „Operatıon Nachfolger“ bestand darın, da{ß 7wel halb-
offizielle Kandıdaten AaUuUs der Entourage Putins, der „Liberale“ Dmaitri) Medwedjew
un:! der „Sılowiık“ Serge] 1 wanow, eıner Art Probelauf auf dıe Präsidentschaft
zugelassen wurden. Dıies WTr NUr ıhrem Aufstieg 1n der Regierungshierarchie 1b-
zulesen. Umfragen ermittelten ıhre wechselnden Sympathiewerte. Im August 2067

lag I wanow VOT Medwedjew. Als deshalb Mıtte September die Nachricht durch-
sickerte, das Amt des Ministerpräsiıdenten werde 1LICUu besetzt, alle Beobach-
FeTr überzeugt, da{ß Iwanow nomını1ert werde und da{fß entsprechend dem Mu-
STET: des Machttransters VO Jelzın auf Putın der vorab yesalbte Nachfolger Putıns
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se1 Als zuletzt aber nıcht Iwanow, sondern der unbekannte Apparatschik Vıktor
Subkow ZADE Premierminister nomiını1ert wurde, W arlr klar, da{fß das rühere Modell
des Machttransfers nıcht LICUu aufgelegt würde un da{fß Iwanow als Nachfolger A4US-

geschieden war2+. Die Kremlolıgarchie hatte ıhm offenkundiıg das Plazet verwel-
ZEeIL. Unterdessen WAar eıt für GUrG anover

Tatsächlich kam eıne CHe Dynamık 1n das Puzzle, als sıch Putın Oktober
2007 auf dem Parteitag des ‚ Eimnigen Rufßland“ darum bıtten lıefß, 1n den anstehen-
den Dumawahlen die Liste der Parte1 anzutühren. Putın schlofß nıcht auUs, 1mM Fall
des S1eges der Parte1 die Spiıtze der Regierung treten, distanzıerte sıch davon
1aber wiıieder. [)as „Einıige Rufsland“ vab die Dumawahlen trotzdem als „Referen-
dum für Putın“ ALTS Dies kam eiınem oylatten Vertassungsbruch gleich. Er WAaTr nötıg,

den dünnen Faden des handgesteurten Machttranstfers nıcht verheren. ank
dem vorgeblichen Plebiszıt für Putın erwarb die Kremlparteı die erwünschte VeI-

fassunggebende Mehrheıt VO Z7wel Dritteln der Mandate.
Die Zweidrittelmehrheit W arlr wertvolles politisches Kapital, unnnl jedwede „Neu-

konfiguration der Macht“ yesetzlıch 1abzusichern. Außerdem half das Plebiszıt Pu-
tın be1 der Moderierung der intormellen Kremlgruppen. Die Stärkung Putıns W alr

u  = dringlicher geworden, als verschiedene Seilschaften der „Sılowikı“ seliner
schiedsrichterlichen Autorität entglıtten un: ıhre Rivalıtäten als öffentliche
Schlammschlachten 1n der Presse austrugen *. Dieser Vorgang machte jedermann
deutlich, W1€ inhomogen un: tolglich instabiıl die politische Führungsstruktur VeI-

${r W AT.

Am Dezember 2007 präsentierte Putın die Kandıdatur Medwedjews als eınen
Vorschlag VO  e 1er poliıtischen Parteıen. Damıt hatte das Rätselraten ber den
Favorıten des Kreml ein Ende Medwedjew appellierte 109074 darauf öffentlich
Putın, 1m Fall selıner W.ahl den Vorsıtz der Regierung übernehmen. Putın willigte
diesmal orundsätzlıch e1n. Damıt wurde das „Tandem“ einem offiziellen Pro-
jekt ® Von 1U priıesen dıe staatlıch kontrollierten Medien den orofßen Nutzen
einer starken politischen Doppelspitze Medwedjew Putın. Medwedjews Bıtte,
Putın moOoge den Vorsıtz der Regjierung übernehmen, 1ef darauf schließen, da{fß die
inftormelle Kremloligarchie ıhre Zustimmung Medwedjew VO Putıns Begleit-
schutz abhängıg machte. Denn R9lg konnten sıch Putıins Mandarine ber das
e1ıgene Verbleiben der Macht sıcher se1n. Medwedjews Selektion erklärten viele
damıt, da{ß der ıberale Flügel 1ın der Kremloligarchıe gegenüber den dreisten „Silo-
wıkı  c gestärkt werden mufste?7. Hınzu kam, da Medwedjew keıine eıgene Haus-
macht besafß un: deshalb als schwacher Kremlherr durchging, mıt dem die iıntor-
mellen Mıtregenten leichtes Spiel hätten.

Auf seıiner etzten Pressekonterenz als Präsıdent stellte sıch Putın Februar
2008 auch Fragen seıiner künftigen Tätıgkeit als Regierungschef un D: Bewerk-
stelligung des ‚ Tandems“. Er antwortielie Zanz 1m Sınn der semi-präsidentiellen
Vertassungsordnung, da{fß „die höchste exekutıve Autorität 1mM Lande be1 der Regıe-
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rung liegt, die VO Premierminister geführt wırd Es o1bt Macht“, versicherte
Damıt desavoulerte letztlich den bıisher praktizierten „Präsıdentialismus“ un:

deutete zugleich eıne intormelle Teilung der Macht „Dmitri) Anatoljewıtsch
un: ıch werden S1Ee die Macht) auf praktısche Weıse aufteijlen.“ 28 Dies 1efß auf OYrt-
SCLZUNG der „handgesteuerten“ Politik schließen.

Um den kalkulierten Machttranster der Staatsspitze bıs zuletzt nıcht A
fährden, enthielt sıch Medwedjew der Teilnahme All öffentlichen Debatten mı1t den
anderen Kandıdaten. Er wurde erwartungsgemäfs Maärz 2008 mMIt eınem Stim-
menanteıl VO /0,28 Prozent UPräsıdenten gewaählt. Meinungsumfragen zufolge
W alr schon lange vorher eıne Mehrheit gewillt, für jeden Kandıdaten stımmen,
den der ausgehende Präsident favorisıeren werde. Der Zieleinlauf des Kandıidaten
gestaltete sıch daher problemlos. och hatte die „UOperatıon Nachfolger“ der
SaNZCH Welt dıe systematısche Manıpulatıon des Wahlbürgers als ein Kernelement
der „gelenkten Demokratie“ VOT Augen geführt. Außerdem hatte S1e dıe Inhomo-
genıtät der Kremloligarchie entlarvt un zugleich Einblicke 1ın die politisch dy-
namıschen Sphären des Regimes gewährt. In der Tat könnte sıch eın Rıchtungs-
wechsel ehesten AaUS einem Revırement der Kräfte den ıntormellen
Kremlgruppen ergeben.

[)as Tandem Putın Medwedjew un: W1e€e weıter?

Nur eınen Tag ach Medwedjews Inauguration als Präsident wurde Putın VO  - der
Duma MIt überwältigender Mehrheit un: mIi1t geradezu monarchischen Ehren als
Mınısterpräsident bestätigt. Die praktisch gleichzeitige Amtseinführung der beiden
Duumvıren W ar auf einen augentälligen Legıitimitätsgewınn für das Tandem G-
lest Um die kollektive Führung praktısch aufs Gleis bringen, hatte eıne Ar-
beıtsgruppe unterdessen die Exekutive umstrukturiert. Die Regierung wurde durch
Entlastung iıhrer Agenda deutlich aufgewertet. Putın gliederte eın Präsidium des
Kabinetts auUs, die „Effizıenz der Regierungsarbeıt steigern? S Angesichts
der Bıldung dieses CNSCICH Gremıiums wurden 1n der regıierungskriıtischen Presse
Befürchtungen laut, da{fß das sowjetische Politbüro zurückgekehrt sel.

as Revırement des politischen Personals ın den Urganen der Exekutive ergab
eın kompliziertes Sesselrücken, jedoch keinen Aderlafß. Di1e Kontinultät der Kader
mufste CS Medwedjew erschweren, Mıtstreıter seıner persönlıchen W.ahl heranzu-
holen un: eıne Hausmacht bilden?! Um sıch eine breıitere Unterstützung
beschaffen, bemühte sıch Medwedjew guLe Kontakte allen Clans und Kasten,
darunter die Geheimdienste un! das Milıitär. Er annn sıch der Unterstützung des
Unternehmertums un des Miıttelstandes sıcher se1n, weıl diese Kreıse se1n Eın-
ireten für rechtsstaatliche Verhältnisse un für eıne Entbürokratisierung der Wırt-
schaft honorıieren. Um auch 1n der Bevölkerung stärkeren Anklang tiınden, MCI=
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suchte Medwedjew, die auf Kredit VO Putın bezogene Beliebtheit durch eigene
Quellen der Popularıtät Dabe]i kam ıhm der Fünftagekrieg 1m Kauka-
SUS ZUT!T Hılfe Erstmals Lrat Medwedjew gyleich Putın 1n martialischer Haltung her-
VO  Z Er zeıgte militante Entschlufßkraft un: patriotische Sprachgewalt, die Inte-
LESSCH Rufslands authals Z Geltung bringen. Als „Kriegspräsident“ SCWaNnN
Medwedjew deutlich polıtischer Statur?2.

Anderseits schienen ach den Augustgewittern die 1n Medwedjew ursprünglıch
gesetzZienN Erwartungen 1ın eın innenpolıtisches Tauwetter wıieder zerstoben. [)as
Tandem vertie] 1n seiınen beinahe vewohnten Trott. Medwedjew UKAal nıcht A dem
Schatten selnes entors Putın hervor. In der Offentlichkeit halten sıch hartnäckig
bildhafte Vorstellungen VO der weıterhın dominıerenden Führungskraft Putins. So
oilt Medwedjew L1L1UT als Kopilot 1n eiınem Flugzeug, das VO Putın gelenkt werde.
In eıne Ühnliche Rıichtung geht das Bild VO Z7wel Fahrern auf eiınem Tandemrad, auf
dem Medwedjew LL1UT den Kıiındersıtz einnehme un:! tolglich die Pedale MmMIıt seinen
Füßen nıcht erreiche. Namhafte russısche Soziologen bezeichneten Putın un: Med-
wedjew als ein „EINZISES politisches Individuum mI1t vier Beinen und vier Armen“
und verdeutlichten die geringen UÜberlebenschancen des Duumviırats 55

Als Medwedjews Botschaft das Parlament wıederholt aufgeschoben
wurde, überschlugen sıch Spekulationen ber möglıche Unstimmigkeıten 1mM Tan-
dem Tatsächlich zeichnete sıch die Botschaft durch eklatante Wıdersprüche 7 W1-
schen eınem miılitanten antıamerıkanıschen außenpolitischen 'Teıl un erstaunlıch
lıberalen innenpolıtischen Ausführungen au  N och gerade damıt schien Medwed-
Jews Vorschlag, die Amtszeıt des Präsıdenten VO 1er auft sechs Jahre verlängern
un! einen Stabılıtätsgewınn für das bestehende 5System erzıelen, wen12 vereiın-
bar’+ Der augenscheinliche Wiıderspruch löst sıch allerdings auf, WENN 111a mMIt

Gründen unterstellt, da beide Duumrvıren in der Verstetigung des A Prasi-
dentialiısmus“ tatsächlich dıie un allerbeste Gewähr dafür sehen, das 5System
auch und iınsbesondere angesichts der ausgebrochenen Wırtschaftskrise konso-
lıdieren.

Medwedjew hat die russıische Präsıdialhegemonie wıiederholt geradezu verabso-
utiert. In einem Interview machte eß Anfang Julı 200% diese bedeutungsschweren
Aussagen:

„Be1 allem Respekt tür dıe parlamentarische Form der Derfiokratie, das Auftauchen eıner
parlamentarischen Demokratıie autf dem Territoriıum der Russischen Föderation wüuürde den
Tod bedeuten für Rufsland als Land Rußland mu{ auf Jahrzehnte oder vielleicht auf Jahrhun-
derte hinaus 1ine präsıdentielle Republık leıben, als einheıitlicher Staat überleben.

Damıt oing Medwedjew weıter als Jelzın un:! Putın 1n ÜAhnlichen Warnungen VOL

einer Beschneidung des vorgeblichen Präsiıdentialismus. Es 1St nıcht auszuschliefßen,
da{ß Medwedjew mI1t seınen vollmundigen Bekenntnissen ZUE „Präsiıdentialısmus“
einer etwaıgen vorzeıtigen Beendigung seıiner eiıgenen Präsidentschaft ENLZSECSECENZU-
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tiretfen versucht. Diese Gefährdung 1St in der aktuellen Machtkonstellation durchaus
angelegt. Denn das „Eınige Rufsland“ ware usamıme mıt Putıins Regierung durch-
RN ın der LLa den Präsıdenten schachmatt SE ZEI Sıe waren imstande, präsı1-
dentielle Gesetzesvorlagen un: jedes Veto die esetze der Duma blockie-
O11 Die Satten Mehrheiten in den regionalen Parlamenten könnten die
präsıdentiellen Nominıierungen (GGouverneursposten zuniıichte machen. Es ware
schliefßlich eın Leichtes, eın Amtsenthebungsverfahren den Präsıdenten anlz

un:! dıe VO Präsıdenten gewünschte Entlassung des Premiers verhın-
dern ® uch WECII111 umstürzlerische Entwicklungen dieser Art nıcht akut se1ın
scheinen, zeıgen dıe VO Beobachtern wıederholt angedachten Szenarıen, da{fß
1er Munıiıtıon für ll diejenıgen bereıit liegt, dıe eLtwa 1ın der Kremloligarchie E1
schnelles Ende der kollektiven Führung wunschen.

Anderseıts bıetet die CC Konstellatıon überaus gsunstıge Voraussetzungen dafür,
endlich das Verhältnis 7zwischen Präsident Regierung Parlament auf VG1-

fassungsgemäße demokratische Grundlagen bringen. Der Präsıdent könnte sıch
auf seıne allgemeıne Rıchtlinienkompetenz und seinen Status oberhalb der FExeku-
t1ve beschränken, un eıne 4A4US dem „Eınigen Rufsland“ gebildete starke Regierung
Putın könnte dıe politische Verantwortung gegenüber den Wihlern übernehmen.
Augenblıicklich spricht ungeachtet der ertolgten Anhebung des Status der Regıe-
LULLS wen1g für dieses Szenarıo. Dazu hat sıch die obrigkeitsstaatliche Kultur des
Landes aufs C116 un! stark vertestigt. Die Jelzın als Reflex gegenüber dem
kommunistischen Eınparteijenstaat einsetzende Parteienprüderıe un! die och als
Provısorijen konzipıierten Präsidialkabinette haben sıch 1ın Putıns „gelenkter 1Iemo-
kratıe“ Ww1e€e selbstverständlich verstetigt. Die Duumrvıren SOWI1e orößere Teıle der
politischen Elite scheinen weıterhın nıcht 2A6 bereıt se1n, die mentalen SOW]JE-
tischen Fesseln abzulegen und sıch den Rısıken elınes freien politischen Wettbe-
werbs al  en Ungeachtet fortgesetzter rhetorischer Befürwortung eınes
Parteienpluralismus huldıgt IL1Lall dem Fetisch eınes „Präsiıdentialismus“ ohne KONn-
trollen un: Gegengewichte un:! nährt damıt die Vorstellung VO unveränderlichen
Machtverhältnissen.

Die auch ın Rufland eingetroffene Wıirtschaftskrise schafft Kontextbedingungen
für eınen Richtungswechsel. Unter den Kremlauguren werden Sanz unterschied-
lıche Szenarıen diskutiert. Während die eiınen meınen, da dıe Krıse das Tandem
och weıter usammenschweißen werde, sehen andere VOrgCZOHCILIC Präsident-
schaftswahlen und die Rückkehr Putıins 1n den Kreml l als eıne abgemachte Sache
Vergleichsweise wenıge Beobachter setizen darauf, da{ß dıe Auswirkungen der Wırt-
schaftskrise eiınem Ansteıigen soz1aler Proteste tühren werde un: als Reaktıon
darauf mıt eıner Ablösung der „gelenkten Demokratıe“ durch eıne „Entwicklungs-
diktatur“ 37 rechnen sel.

Schließlich mehren sıch se1mt Begınn des Jahres 2009 dıe Einschätzungen un auch
die Indızıen dafür, da{ß Cr Medwedjew gelingen könne, seıne Posıtiıon konsoli-
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dieren. Dies ware mıiı1t dem FEınzug VO Reformern 1in die politische Führung V1 -

bunden. Grundsätzlich 1sSt 1n Rechnung stellen, dafß die Legitimitätsgrundlagen
der „gelenkten Demokratie“, die auf der posıtıven ökonomischen Entwicklung, der
allgemeınen Verbesserung der materıellen Lebensverhältnisse un schließlich auf
dem gestiegenen Nationalstolz ber Rufßlands Cu«C Rolle als „Energiesupermacht“
beruhen, angesichts der Wırtschaftskrise wegbrechen. Unter den Bedingungen des
vorherrschenden „Präsidentialiısmus“ SOWI1eEe des gerade der Wıirtschaftskrise

erwartenden Revırements der Kräfte den ıntormellen Kremlgruppen
spricht 1ın der Tat vieles für eınen Versuch der Modernisierung VO  a oben

NM  GEN

Serge] Markow, 1: Nesawısıma)a Gaseta, J 2 006
Mommsen, Wohin treıbt Rußland? Eıne Großmacht zwıschen Anarchie Demokratie (München

1996
Steinsdorff, Die Verfassungsgenese der /weıten Russischen der Fünften Französischen Repu-

blık 1m Vergleich, 1N:; Zeitschrift für Parlamentsiragen, 3/1995: 456—-504
Sorkın, Interview MI1t der Rossiskaja Gaseta, 12.2008

Schachraj, In: Nesawısıma)a Gaseta, 122008
Mommsen, Wer herrscht 1n Rufsland? Der Kreml die Schatten der Macht (München “2004) 194$ft

Iswest1a, 16 WE 1993
Mommsen 7261

Huskey, Presidential Power ın Russıa London 43
10 Luchterhandt, Präsıdentialismus 1n den G US-Staaten, 1n Neue Regierungssysteme 1n Usteuropa

der GUS, he ems (Berlın “2002) 300 $
Zit. nach Sakwa, uss1an Politics and Socıety, London 115

12 Mommsen, Die Ohnmacht VO Parlament Parteıen be1 der Regjierungsbildung 1n Rufßland, 1:
Das Russische Parlament. Schule der Demokratıie?, he. BoOs, Mommsen Steinsdortft (UOp-
laden TE
13 Ebd
14 Mommsen, Wladimir Putın /Verstörer der Demokratie Begründer einer Olıgarchie der (S2.
heimdienste, 1n Zwischen Demokratie Dıiıktatur. Staatspräsıdenten als Kapıtäne des Systemwechsels
1n UOsteuropa, he. Bos Helmerich Berlin 30
15 Mangott, Zur Demokratisierung Rufßlands, Bd Rufsland als eftekte Demokratie (Baden-Baden
2002
16 Mommsen Nußberger, Das 5System Putin. Gelenkte Demokratiıe polıtische Justız 1n Rufs-
land (München
1/ Ebd 63
18 Kryschtanowskaja, Anatomıie der russischen Elıte Die Milıtarisierung Rufslands Putın (Köln

144 $
19 Mommsen Nußberger (A 16) 361t.
20 Wrem]Ja Nowoste], 45 2008

Gudkow, Staat hne Gesellschatt. Zur autorıtaären Herrschaftstechnologie ın Rufßland, 1n Ost-

CUropa 1/2008,
D Kryschtanowskaja (A 18) 144

319



Margareta Mommsen

23 Wrem]Ja Nowoste], 10.200607
24 Mommsen, Wer wird Rufsland regieren? Die Kreml-AG, 1n Rufsland. Der Kaukasısche Teuftels-
kreıs der dıe lupenreine Demokratie, he. Schreiber (Klagenfurt 344f
25 Kommersant, 10.2007; Nowyje Iswest1ya, 10 10.2007
26 Wrem]Jja Nowoste], 1: LA 2007; Kommersant, 17007
27 Mommsen 24) 464
28 Rossijskaja Gaseta, 5:2 7008

Nowaja Gaseta, K DODS:
Moscow Tiımes, 20572008
ITAR TASS, 55 2008
H- Schröder, Rufsland der Kaukasuskrieg, In: Rufsland-Analysen, Themenheftt „Krıse 1mM Sud-

kaukasus“, Nr.$Forschungsstelle UOsteuropa Bremen, Q DZ008; 161t.
4A Nesawısımaya Gaseta, 17272008 u 26 11 20068

Poslanıe Federalnomu Sobranıyu Ross1jsko) Federatsıi, President Rossıun, Ofıts1ialnı) Sajt, 11.2008;
H.- Schröder, „Change“ auf Russıisch? Medwedjews Botschatt anl die Föderalversammlung, 1N:
Rufßland-Analysen Nr. 175 Forschungsstelle Usteuropa, Bremen, 112008
35 West] IN
36 Nesawısımaya Gaseta, 8.4.2008; Wedomosti, 6.4.2008; WremJa Nowoste], 8.4.2008
A Satarow, Reuters, 10.2008

M


